
Wenn im antiken Griechenland die 
Politik nicht mehr weiter wusste, 
dann rief sie das Orakel von Delphi 

an. Heute greift die Politik zur Legitimation 
ihres Handelns gern zur Auftragsforschung, 
zu teuren Studien, interessengeleiteten Ex-
pertisen und auch zu Meinungsumfragen. 
Ebenso beliebt sind Anhörungen, wo ausge-
wählte wissenschaftliche Gutachter der ei-
nen Seite den ausgewählten wissenschaft-
lichen Gutachtern der anderen Seite Paroli 
bieten sollen. 

An Anbietern für wissenschaftliche Po-
litikberatung herrscht kein Mangel: Da gibt 
es die Nationalakademie Leopoldina, die 
Deutsche Akademie der Technikwissen-
schaften (acatech), die von der Bundesre-
gierung eingesetzte Expertenkommission 
Forschung und Innovation (efi), den Deut-
schen Ethikrat und nicht zuletzt mehrere 
wissenschaftliche Akademien in den Bun-
desländern mit zum Teil jahrhundertealter 
Tradition. Und auch etliche Unternehmens- 
und Privatstiftungen wollen bei der Politik-
beratung mit ihren Denkanstößen und un-

zähligen Auftragsstudien mitreden – mit 
wissenschaftlichem Anspruch, bei der The-
mensetzung zwar nicht immer ganz frei 
von Eigeninteresse, dafür aber medial umso 
präsenter: Bertelsmann, Robert Bosch, Mer-
cator, Telekom, Vodafone – um nur eini-
ge große und einflussreiche Mitspieler zu 
nennen.

Es menschelt in der Wissenschaft

Wer das jahrzehntelange Tauziehen um die 
Kür einer Deutschen Nationalakademie in 
der föderalen Bundesrepublik kennt, weiß, 
dass dieser wissenschaftliche Beratermarkt 
nicht frei von Eifersüchteleien, Egoismen, 
Fallstricken, Anspruchsdenken und Festhal-
tenwollen am Status quo ist. Auch Wissen-
schaftler sind schließlich Menschen, Politi-
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ker ebenso. Als der damalige Vorsitzende 
des Wissenschaftsrates, Gerhard Neuwei-
ler, 1994 die Frage der Prospektion aufwarf 
– also das Aufspüren bislang unbekannter 
Zukunftsfelder in der Forschung –, koste-
te ihn das den Job. Neuweilers provokante, 
aber nachvollziehbare These: Die heutigen 
Empfänger von Forschungssubventionen 
sind nicht frei von Eigeninteresse, um un-
abhängig und objektiv darüber zu entschei-
den, in welche anderen Wissenschaftsdiszi-
plinen künftig die Milliarden fließen sollen. 
Denn der staatliche Geldkuchen für die For-
schung wächst nun bekanntlich nicht un-
begrenzt. 

Ein Thema, das Karrieren stoppt

Die erboste Allianz der Wissenschaftsor-
ganisationen sah in Neuweilers Prospekti-
onsüberlegungen für eine völlig neue Form 
von Politikberatung und Steuerung der Zu-
kunftsthemen in der Forschung einen An-
griff auf das etablierte System der Selbst-
verwaltung in der deutschen Wissenschaft. 
Gemeinsam verhinderten die Organisati-

onen schließlich Neuweilers sicher ge-
glaubte Wiederwahl an die Spitze des 
Wissenschaftsrates. 

Dabei gibt es immer wieder genug 
Beispiele auch für Schwächen dieses 
Systems. So hatten in den 80er-Jah-
ren in Deutschland Universitäten, Ma-
thematisch-Naturwissenschaftlicher 
Fakultätentag wie auch die Wissen-

schaftsminister der Bundesländer gemein-
sam den weltweiten Aufstieg der neuen 
Wissensdisziplin Informatik schlicht ver-
schlafen – bis sie vom damaligen Bun-
desbildungsminister Jürgen Möllemann 
mit einer 400-Millionen-Gabe des Bundes 
wachgeküsst wurden. Das erste Hochschul-
sonderprogramm des Bundes (HSPI) war ge-
boren. Und auch die Anstöße, deutlich mehr 
Forschungsgelder in die Nanotechnologie 
zu investieren, kamen nicht aus der Wis-
senschaft selbst – sondern aus dem Bun-
deswirtschaftsministerium.

Die aktuellen Überlegungen im Wis-
senschaftsrat zu einem Leitbild für Poli-
tikberatung zielen allerdings weniger auf 
Klein-klein, sondern auf die ganz groß-
en gesellschaftlichen Herausforderungen: 

Wolfgang Marquardt, bis 
Sommer vergangenen Jah-
res noch Vorsitzender des 
Wissenschaftsrats, leitet die 
Arbeitsgruppe, die seit rund 
zweieinhalb Jahren im Wissen-
schaftsrat über ein Leitbild zur 
Politikberatung diskutiert. Zum 
Monatsende steht eine weitere 
Beratung, vielleicht auch der 
Beschluss an.
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Umbau der Energierversorgung, demogra-
fischer Wandel, knapper werdende Ressour-
cen, Erderwärmung und Sicherung der glo-
balen Ernährung für bald zehn Milliarden 
Menschen. Der Wissenschaftsrat strebt mit 
seinen Empfehlungen einen Rahmen für 
eine geordnete, plurale Politikberatung an 
– auch um dem bisherigen interessenge-
leiteten Gutachterwildwuchs etwas entge-
genzusetzen. „Mit gutem Grund erwarten 
Bürgerinnen und Bürger, dass die Wissen-
schaft zur Bewältigung solcher Herausfor-
derungen beiträgt“, heißt es in dem Positi-
onspapier, das dem Wissenschaftsrat Ende 
Januar bei seiner Sitzung in Berlin erneut 

vorliegt. Dazu werden an die Akteure in 
der Wissenschaft hehre Ansprüche for-
muliert: Sie sollen disziplinübergreifende 
Kooperation und Pluralität gewährleisten, 
ebenso die Interaktion von Wissenschaft 
mit Nicht-Wissenschaftlern sowie an-
deren Teilen der Gesellschaft (zum Bei-
spiel Bürgergruppen)  unterstützen. Ziel 

ist dabei eine breitere Akzeptanz in der 
Bevölkerung für Problemlösungen auf 
wissenschaftlicher Basis. Dazu soll die 
Wissenschaft Mechanismen für die Koor-
dination von Akteuren mit unterschied-
lichsten Interessen bereitstellen – um zu-
kunftsfähiges Handeln zu ermöglichen. 
Laut dem Entwurf soll die Wissenschaft 
dafür sorgen, dass Ziele, Leitbilder und 

Verständnisse von Herausforderungen re-
gelmäßig überprüft werden. Bei offenen 
Fragen soll sie Alternativen eröffnen. Und 
letztlich soll Wissenschaft offen sein auch 
für die Revision von Prozessen und Struk-
turen, sollten sich bislang eingeschlagene 
Wege als nicht gangbar erweisen.

Angestrebt wird zudem die Schaffung 
von Experimentierräumen für disziplin-
übergreifende Forschungsprogramme, bei 
denen neben Unternehmen auch Organisa-
tionen und andere zivilgesellschaftliche Ak-
teure einbezogen werden könnten. Im Blick 
haben die Autoren dabei auch Anreizsy-
steme, die Kooperation über Disziplingren-

zen hinweg belohnen sollen. „Transforma-
tive Wissenschaft“ soll bereits im Studium 
angelegt werden, ebenso bei der Förderung 
des wissenschaftlichen Nachwuchses.

Allerdings: Konkrete Beispiele dazu 
enthält der jüngste Entwurf aus dem Wis-
senschaftsrat nicht mehr, so wenig wie 
Empfehlungen, wer diese geforderte dis-

ziplinübergreifende Kooperation ge-
währleisten und wer den Dialog mit 
Bürgergruppen steuern soll. In einem 
frühen Stadium der Debatte war ange-
dacht, dass einzelne Organisationen, 
wie die Helmholtz-Gemeinschaft deut-
scher Forschungszentren und die Wis-
senschaftsgemeinschaft Leibniz, da-
bei eine Vorreiterrolle übernehmen 

könnten. 
„Für die Bewältigung großer gesell-

schaftlicher Herausforderungen stellt (…) 
der Aufbau einer zentralen, umfassenden 
Koordinations- und Kontrollstruktur keine 
geeignete Lösung dar“, heißt es nunmehr 
im jüngsten Entwurf. Mehrfach ist in dem 
Papier von dezentralen Lösungen die Rede. 
Die Erwartung, es könne bei dieser Diskus-

sion eine zentrale, koordinierte Strategie – 
insgesamt oder auch nur in der Forschungs-
förderung – geben, wird als „unrealistisch“ 
bezeichnet. Der alte Streit um das Entste-
hen einer Deutschen National akademie und 
die Angst vor einer Oberrichterfunktion bei 
unterschiedlichen Positionen in der Wissen-
schaft lässt grüßen.

Interessant ist dazu auch die Vorge-
schichte des Papiers. Ursprünglich motiviert 
durch den Regierungsentschluss zur Ener-
giewende, hatte der Wissenschaftsrat im 
Juli 2012 eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die 
mit finanzieller Unterstützung der Merca-
tor Stiftung und unter Einbeziehung exter-

ner Experten im April vergangenen Jahres 
ein gut 130 Seiten starkes Papier vorlegte – 
unter Vorsitz des damaligen Wissenschafts-
ratsvorsitzenden Professor Dr. Wolfgang 
Marquardt. Bei einer ersten Lesung im Wis-
senschaftsrat gab es Bedenken. Die neue 
Vorlage wurde mittlerweile auf gut 30 Sei-
ten eingedampft. 

Es ist im Wesentlichen Marquardts Ver-
dienst, dass das neue Leitbild den Gedan-
ken der Interdisziplinarität in der deutschen 
Wissenschaft weiter voranbringen kann – 
wenn denn die Akteure in Universitäten, 
Instituten, Forschungsorganisationen und 
auch in den Akademien guten Willens sind 
und Fachegoismen und versäultes Denken 
in den Wissenschaftsstrukturen weiter ab-
bauen. 

Seinen Job kann Marquardt das Papier 
nicht mehr kosten. Seine Amtszeit als Wis-
senschaftsratsvorsitzender ist bereits abge-
laufen. Seit vergangenen Sommer führt er 
das Forschungszentrum Jülich.   

Karl-Heinz Reith  
ist freier Journalist in Berlin.

Ein Klassiker der Politikberatung, die öffentliche Experten-Anhörung (im Bild: eine von 
der Atomenergie-Ausstiegskommission einberufene Sitzung im April 2011).

INeue Nummer im Spiel: 
die Zivilgesellschaft

Friedemann Schulz von Thun
Jahrgang 1944, war von 1975 bis 2009  Profes-
sor für Psychologie an der Universität Hamburg. 
Sein Schwerpunkt waren Kommunikation, Bera-
tung und Training. Er ist Autor der Trilogie „Mit-
einander reden“. Seit 2007 leitet er das Schulz 
von Thun-Institut für Kommunikation mit Wei-
terbildungen und Coachings. Schulz von Thun 
ist Ehrendoktor für Wirtschaftswissenschaften 
an der Universität St. Gallen und als Berater und 
Trainer sowie Herausgeber tätig.
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„Beispiel im Einstieg muss einfach sein“
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